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W Sammlung der Rechtsprechung

SCHLUSSANTRAGE DES GENERALANWALTS
MACIE] SZPUNAR
vom 19. Januar 2016"

Rechtssache C-470/14

Entidad de Gestion de Derechos de los Productores Audiovisuales (EGEDA),
Derechos de Autor de Medios Audiovisuales (DAMA),
Visual Entidad de Gestion de Artistas Plasticos (VEGAP)
gegen
Administracion del Estado

(Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Supremo [Oberster Gerichtshof, Spanien])

»Vorabentscheidungsersuchen — Urheberrecht und verwandte Schutzrechte — Richtlinie
2001/29/EG — Art. 5 Abs. 2 Buchst. b — Vervielfiltigungsrecht — Ausnahmen und
Beschriankungen — Privatkopie — Gerechter Ausgleich — Finanzierung zulasten des Staatshaushalts®

Einleitung
1. Art. 27 der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte lautet™

»(1) Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den
Kiinsten zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fortschritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben.

(2) Jeder hat das Recht auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen, die ihm als Urheber von
Werken der Wissenschaft, Literatur oder Kunst erwachsen.”

2. Art. 27 der Allgemeinen Erklirung der Menschenrechte spiegelt das moglicherweise grofite
Dilemma des Urheberrechts wider, ndmlich den notwendigen Schutz des geistigen Eigentums der
Urheber, der Produzenten und der Darsteller mit dem freien und universellen Zugang zur Kultur in
Einklang zu bringen. Eben dieses Gleichgewicht versucht der Gesetzgeber zu wahren, indem er dem
Urheberrecht gewisse Beschrinkungen oder Ausnahmen auferlegt. Die als ,Ausnahme fiir
Privatkopien bezeichnete Ausnahme oder Beschrinkung, die den Kern dieses Rechtsstreits bildet, ist
ein Teil davon”.

1 — Originalsprache: Franzosisch.

2 — Erklirung, die am 10. Dezember 1948 durch die Resolution 217 A (III) der Generalversammlung der Vereinten Nationen in Paris
angenommen wurde.

3 — Zur Ubereinstimmung zwischen Art. 27 dieser Erklirung und der Ausnahme fiir Privatkopien vgl. Marcinkowska, J., ,Dozwolony uzytek w
prawie autorskim. Podstawowe zagadnienia“, Krakau 2004. Vgl. auch zum Verhiltnis zwischen dem Recht auf Kultur und dem Urheberrecht
Matczuk, J., ,Prawo do kultury v. prawo autorskie — nieuchronny konflikt czy nadzieja na koncyliacje?”, Prace z prawa wiasnosci
intelektualnej, 2015, Heft 127, S. 36 bis 51.
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3. Zwar sind, wie mir scheint, die Notwendigkeit und die Rechtmifligkeit dieser Ausnahme im
Urheberrecht nicht mehr streitig, doch wird tber die Frage der Vergiitung oder des
Schadensausgleichs fiir die Rechtsinhaber, die die Finanzierungsmodalititen dieses Ausgleichs umfasst,
gegenwidrtig in mehreren Lindern, darunter zahlreiche Mitgliedstaaten der Europdischen Union, eine
lebhafte Diskussion gefiihrt.

4. Die Ausnahme fiir Privatkopien, die auch im Unionsrecht im Bereich des Urheberrechts und der
verwandten Schutzrechte bekannt ist, war in den letzten Jahren Gegenstand mehrerer Urteile des
Gerichtshofs. Die vorliegende Rechtssache setzt zwar diese Reihe fort, konnte jedoch eine Wende in
der Weiterentwicklung dieser Rechtsprechung markieren. Die Entscheidung des Gerichtshofs in dieser
Rechtssache wird ndamlich den Handlungsspielraum der nationalen Gesetzgeber und indirekt den des
Unionsgesetzgebers fiir die Neugestaltung des rechtlichen Rahmens der Union hinsichtlich der Wahl
von Modalititen der Finanzierung des fiir die Ausnahme fiir Privatkopien zu zahlenden Ausgleichs
festlegen, die Alternativen gegeniiber dem zumindest in den Rechtssystemen Kontinentaleuropas
aktuell vorherrschenden Modell darstellen, ndmlich dem Modell der auf elektronische Geréte
erhobenen Abgabe.

Rechtlicher Rahmen

Unionsrecht

5. Im Unionsrecht werden das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte (im Folgenden kurz
»Urheberrecht“ genannt) hauptsiachlich durch die Richtlinie 2001/29/EG des Européischen Parlaments
und des Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der
verwandten Schutzrechte in der Informationsgesellschaft geregelt®. Die Art. 2 und 5 Abs. 2 Buchst. b
und Abs. 5 dieser Richtlinie lauten:

»Artikel 2

Vervielfiltigungsrecht

Die Mitgliedstaaten sehen fiir folgende Personen das ausschlieflliche Recht vor, die unmittelbare oder
mittelbare, voriibergehende oder dauerhafte Vervielfiltigung auf jede Art und Weise und in jeder
Form ganz oder teilweise zu erlauben oder zu verbieten:

a) fir die Urheber in Bezug auf ihre Werke,

b) fiir die ausiibenden Kiinstler in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer Darbietungen,

¢) fiir die Tontragerhersteller in Bezug auf ihre Tontréger,

d) fir die Hersteller der erstmaligen Aufzeichnungen von Filmen in Bezug auf das Original und auf
Vervielfaltigungsstiicke ihrer Filme,

e) fiir die Sendeunternehmen in Bezug auf die Aufzeichnungen ihrer Sendungen, unabhéngig davon,
ob diese Sendungen drahtgebunden oder drahtlos, iber Kabel oder Satellit tibertragen werden.

4 — ABL L 167, S. 10.
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Artikel 5

Ausnahmen und Beschrankungen

(2) Die Mitgliedstaaten konnen in den folgenden Féllen Ausnahmen oder Beschrinkungen in Bezug
auf das in Artikel 2 vorgesehene Vervielfiltigungsrecht vorsehen:

b) in Bezug auf Vervielfiltigungen auf beliebigen Tragern durch eine natiirliche Person zum privaten
Gebrauch und weder fiir direkte noch indirekte kommerzielle Zwecke unter der Bedingung, dass
die Rechtsinhaber einen gerechten Ausgleich erhalten ...;

(5) Die in den Absdtzen 1, 2, 3 und 4 genannten Ausnahmen und Beschrinkungen diirfen nur in
bestimmten Sonderfillen angewandt werden, in denen die normale Verwertung des Werks oder des
sonstigen Schutzgegenstands nicht beeintrachtigt wird und die berechtigten Interessen des
Rechtsinhabers nicht ungebiihrlich verletzt werden.”

Spanisches Recht

6. Im spanischen Recht wird die Ausnahme (im spanischem Recht als Beschrankung bezeichnet) fiir
Privatkopien geregelt durch Art. 31 Abs. 2 der Neufassung des Gesetzes {iber das geistige Eigentum
vom 12. April 1996 (Ley de Propiedad Intelectual), bestitigt durch das Konigliche Gesetzesdekret
1/1996 zur Genehmigung der Neufassung des Gesetzes iliber das geistige Eigentum, das die sich in
diesem Bereich in Kraft befindlichen Vorschriften anfithrt, prazisiert und harmonisiert (Real Decreto
Legislativo 1/1996 por el que se aprueba el texto refundido de la Ley de Propiedad Intelectual,
regularizando, aclarando y armonizando las disposiciones legales vigentes sobre la materia).

7. Der Ausgleich der den Inhabern des Urheberrechts durch diese Ausnahme entstehenden Schiaden
richtet sich nach Art. 25 des Gesetzes iiber das geistige Eigentum. Dieser Ausgleich wurde
urspriinglich iiber eine Abgabe finanziert, die auf bestimmte Datentrager und Geréte erhoben wurde,
mit denen Kopien der urheberrechtlich geschiitzten Werke angefertigt werden konnten. Diese Abgabe
wurde mit der Zehnten Zusatzbestimmung des Koniglichen Gesetzesdekrets 20/2011 {ber
Eilmafinahmen auf den Gebieten des Haushalts, der Steuern und der Finanzen zur Korrektur des
offentlichen Defizits (Real Decreto-ley 20/2011 de medidas urgentes en materia presupuestaria,
tributaria y financiera para la correcciéon del déficit publico) vom 30. Dezember 2011 aufgehoben und
durch einen finanziellen Ausgleich ersetzt, der unmittelbar durch den Staatshaushalt finanziert wird;
die Modalititen der Berechnung und Zahlung an die Rechtsinhaber sollten in einem
Durchfithrungserlass geregelt werden”.

5 — Zur Ersetzung der Abgabe durch einen Ausgleich zulasten des Staatshaushalts in Spanien vgl. u. a. Xalabarder, R., ,The abolishment of
copyright levies in Spain. A consequence of Padawan?”, Tijdschrift voor auteurs-, media- & informatierecht, Nr. 6/2012, S. 259 bis 262.
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8. Diese Ubertragung der Befugnis wurde mit dem Kéniglichen Dekret 1657/2012 zur Regelung des
Verfahrens der Zahlung des gerechten Ausgleichs fiir Privatkopien aus dem allgemeinen Staatshaushalt
(Real Decreto 1657/2012 por el que se regula el procedimiento de pago de la compensacién equitativa
por copia privada con cargo a los Presupuestos Generales del Estado) vom 7. Dezember 2012 (im
Folgenden: Dekret 1657/2012) umgesetzt. Art. 3 dieses Dekrets lautet:

»Der Betrag, der angemessen ist, um den Schaden der Inhaber der Vervielfiltigungsrechte wegen der
Einfiihrung der Ausnahme fiir Privatkopien in Art. 31 des kodifizierten Textes des Gesetzes iiber das
geistige Eigentum, genehmigt durch das Konigliche Dekret 1/1996 vom 12. April 1996, auszugleichen,
wird innerhalb der fiir das jeweilige Haushaltsjahr vorgesehenen Haushaltsgrenzen durch Erlass des
Ministers fiir Erziehung, Kultur und Sport gemafs dem in Art. 4 festgelegten Verfahren bestimmt.

Die Hohe des Ausgleichs wird geméaf3 Art. 31 des kodifizierten Gesetzes {iber das geistige Eigentum auf
der Grundlage einer Schitzung des Nachteils festgelegt, der den Inhabern der Rechte des geistigen
Eigentums durch die Vervielfiltigung von bereits veroffentlichten Werken durch natiirliche Personen,
zu denen diese rechtmiflig Zugang hatten, auf Tragern jeder Art tatsdchlich entstanden ist.

“

Der dem Rechtsstreit im Ausgangsverfahren zugrunde liegende Sachverhalt, das Verfahren und
die Vorlagefragen

9. Die Entidad de Gestién de Derechos de los Productores Audiovisuales (EGEDA), die Derechos de
Autor de Medios Audiovisuales (DAMA) und die Visual Entidad de Gestion de Artistas Plasticos
(VEGAP) sind spanische Gesellschaften zur kollektiven Verwertung der Rechte des geistigen
Eigentums. Sie erhoben am 7. Februar 2013 Klage gegen das Konigliche Dekret 1657/2012 vor dem
Tribunal Supremo (Oberster Gerichtshof). Andere Gesellschaften zur kollektiven Verwertung von
Urheberrechten® wurden dann ermichtigt, am Verfahren teilzunehmen.

10. Die Administracion del Estado, Beklagte des Ausgangsverfahrens, wird unterstiitzt von der
Asociacion Multisectorial de Empresas de la Electrénica, las Tecnologias de la Informacién y la
Comunicacion, de las Telecomunicaciones y de los contenidos Digitales (Ametic), einer Vereinigung
von Unternehmen des Sektors Informationstechnologien.

11. Die Kldgerinnen des Ausgangsverfahrens machen zur Stiitzung ihrer Antrége u. a. geltend, dass das
Konigliche Dekret 1657/2012 in zwei Punkten mit Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29, wie
er vom Gerichtshof ausgelegt werde, unvereinbar sei. Als Erstes tragen sie im Wesentlichen vor, diese
Vorschrift erfordere, dass der gerechte Ausgleich, der den Rechtsinhabern fiir die Ausnahme fiir
Privatkopien gewihrt werde, zumindest letztlich von den Personen getragen werde, die Urheber des
Schadens seien, der wegen der Ausnahme von ihrem ausschliefllichen Vervielfiltigungsrecht
entstanden sei, wihrend die durch die Zehnte Zusatzbestimmung des Koniglichen Gesetzesdekrets
20/2011 und durch das Konigliche Dekret 1657/2012 eingefiihrte Bestimmung den Staatshaushalt und
so die Gesamtheit der Steuerpflichtigen mit diesem Ausgleich belasteten. Zweitens machen sie
hilfsweise im Wesentlichen geltend, das spanische Recht garantiere nicht, dass dieser Ausgleich gerecht
sei, da Art. 3 des Koniglichen Dekrets 1657/2012 vorsehe, dass fiir die Mittel, die jéhrlich fiir dessen
Finanzierung bewilligt wiirden, im Voraus eine Obergrenze festgelegt werde, wiahrend der Schaden,
der den Rechtsinhabern durch die Privatkopie tatsdchlich entstanden sei, nur nachtréglich bestimmbar
sei.

6 — Die Artistas Intérpretes, Sociedad de Gestién (AISGE), das Centro Espafiol de Derechos Reprograficos (CEDRO) sowie die Sociedad General
de Autores y Editores (SGAE), die Asociacion de Gestion de Derechos Intelectuales (AGEDI) und die Entidad de Gestién, Artistas,
Intérpretes o Ejecutantes, Sociedad de Gestién de Espania (AIE).
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12. Unter diesen Umstinden hat das Tribunal Supremo (Oberster Gerichtshof) das Verfahren
ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorgelegt:

1. Ist ein System des gerechten Ausgleichs fiir Privatkopien, das auf einer Schitzung des tatsdchlich
verursachten Schadens basiert und aus dem allgemeinen Staatshaushalt finanziert wird, so dass
nicht gewihrleistet werden kann, dass die Kosten des Ausgleichs von den Nutzern von
Privatkopien getragen werden, mit Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 vereinbar?

2. Sollte die vorstehende Frage bejaht werden: Ist es mit Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29
vereinbar, dass der im allgemeinen Staatshaushalt fiir den gerechten Ausgleich fiir Privatkopien
vorgesehene Gesamtbetrag, auch wenn er auf der Grundlage des tatsichlich entstandenen
Schadens berechnet wird, innerhalb der fiir das jeweilige Haushaltsjahr vorgesehenen
Haushaltsgrenzen festzulegen ist?

13. Das Ersuchen um Vorabentscheidung ist am 14. Oktober 2014 bei der Kanzlei des Gerichtshofs
eingegangen. Schriftliche Erklirungen haben die Klidgerinnen und die Streithelferinnen” des
Ausgangsverfahrens, die spanische, die griechische, die finnische und die norwegische Regierung®
sowie die Kommission abgegeben. Mit Ausnahme der norwegischen und der franzosischen Regierung
waren diese Beteiligten in der Sitzung vom 1. Oktober 2015 vertreten.

Wiirdigung

14. Mit seiner ersten Vorlagefrage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 5
Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 dahin auszulegen ist, dass der dort genannte gerechte
Ausgleich durch den allgemeinen Staatshaushalt finanziert werden kann, ohne dass er auf die Nutzer
abgewilzt werden kann, die Privatkopien von urheberrechtlich geschiitzten Werken machen. Diese
Frage erfordert nicht nur eine Wiirdigung der Richtlinie 2001/29, sondern auch der Rechtsprechung
des Gerichtshofs zum Ausgleich fiir Privatkopien und das System zu seiner Finanzierung. Nur in dem
Fall, dass die erste Frage bejaht wird, ist es erforderlich, die zweite Vorlagefrage zu behandeln. Ich
beginne meine Wiirdigung mit einem kurzen Hinweis auf den Platz, den die Ausnahme fiir
Privatkopien im System des Urheberrechts einnimmt.

Die Ausnahme fiir Privatkopien als Institut des Urheberrechts

15. Die Ausnahme fiir Privatkopien ist unter verschiedenen Bezeichnungen praktisch ebenso alt wie
der gesetzliche Schutz der Urheberrechte in Kontinentaleuropa®. Es gibt normalerweise zwei
Begriindungen, die eine axiologischer, die andere praktischer Natur. Zum einen ist unter
Beriicksichtigung des offentlichen Interesses am Zugang zur Kultur die Moglichkeit, ein Werk fiir den
eigenen privaten Gebrauch zu kopieren, Teil des Rechts, dieses frei zu nutzen, dem sich der Autor
nicht widersetzen kann, ohne in die Rechte des Nutzers einzugreifen'’. Zum anderen wire eine
Kontrolle der Nutzung eines Werks durch einen Nutzer in seinem Privatbereich praktisch nicht
moglich, und selbst wenn eine solche Kontrolle heute technisch moglich wire, wire der Preis dafiir
ein unzuldssiger Eingriff in das grundrechtlich geschiitzte Privatleben. Dieser zweite Aspekt ldsst im

7 — Sowohl diejenigen, die die Kldgerinnen unterstiitzen, als auch die Streithelferin der Beklagten.

8 — Die Richtlinie 2001/29 ist fiir das Konigreich Norwegen als Mitgliedstaat des Européischen Wirtschaftsraums verbindlich.

9 — Hier sei nur das Beispiel angefiihrt, das fiir mich am néichsten liegt, ndmlich das polnische Recht, in dem diese Ausnahme, die gegenwirtig
»autorisierte private Nutzung“ (,dozwolony uzytek prywatny“) genannt wird, bereits in den Urheberrechtsvorschriften, die in den
verschiedenen Teilen des polnischen Staats nach der Wiederherstellung der Unabhéngigkeit im Jahr 1918 galten: das Osterreichische Gesetz
von 1895, die deutschen Gesetze von 1901 und von 1907 sowie das russische Gesetz von 1911. Diese Ausnahme findet sich dann im
polnischen Gesetz zum Urheberrecht von 1926 (Art. 18), demjenigen von 1952 (Art. 22) und dem von 1994, das gegenwirtig in Kraft ist
(Art. 23). Vgl. Sokotowska, D., ,Dozwolony uzytek prywatny utworéw — glos w dyskusji na temat zmiany paradygmatu®, Prace z prawa
wiasnosci intelektualnej, 2013, Heft 121, S. 20 bis 45.

10 — Es versteht sich, dass wir hier nur von der erlaubten Nutzung eines zuléssig erworbenen Werks sprechen.
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Ubrigen Zweifel an der eigentlichen Natur der Ausnahme fiir Privatkopien entstehen — handelt es sich
tatsdchlich um eine echte Ausnahme vom ausschliefllichen Recht des Urhebers oder vielmehr um eine
natiirliche Grenze dieses Rechts, da das Urheberrecht nur die Nutzung der Werke in der Offentlichkeit
betrifft ''?

16. Es ist auch allgemein anerkannt, dass die Nutzung eines Werks im Rahmen der Ausnahme fiir
Privatkopien unentgeltlich ist'. In ihrer Anfangszeit war mit der Ausnahme fiir Privatkopien weder
eine Vergiitung noch ein Ausgleich fiir die Rechtsinhaber verbunden. Man war némlich der Ansicht,
dass sie nicht zu einer Schiddigung der materiellen Rechte fithre. Die Lage hat sich gedndert, als
technische Mittel aufkamen, die der breiten Offentlichkeit zuginglich waren und die die massenhafte
und automatisierte Anfertigung von Kopien geschiitzter Werke erlaubten. Diese technischen, d. h
fotografischen (reprografischen), analogen und seit Neuestem digitalen, Mittel haben sich auf die
wirtschaftliche Nutzung der Werke der Rechtsinhaber ausgewirkt. Infolge dieser Entwicklung fithrten
mehrere Linder in ihr Recht einen Ausgleichsmechanismus fiir die Ausnahme fiir Privatkopien ein ™.
Die meisten dieser Mechanismen basierten auf einer Abgabe auf die Datentrdger und die
elektronischen Geriite.

17. In diesem rechtlichen Kontext versucht die Richtlinie 2001/29, die Vorschriften der Mitgliedstaaten
zu harmonisieren, indem sie u. a. eine fakultative Ausnahme'* fiir Privatkopien einfiihrt, verbunden mit
der Auflage, einen gerechten Ausgleich fiir die Rechtsinhaber zu gewéhrleisten.

Zur ersten Vorlagefrage

18. Die erste Vorlagefrage, gesehen im Kontext des Vorbringens der Kldgerinnen des
Ausgangsverfahrens im Verfahren vor dem vorlegenden Gericht und im Licht der Ausfithrungen vor
dem Gerichtshof, betrifft ein fiir die Finanzierung des Ausgleichs fiir die unionsrechtliche Ausnahme
fiir Privatkopien sehr bedeutendes Problem. Es geht um die Frage, ob dieser Ausgleich, nicht nur vor
dem Hintergrund des im Grunde sehr knappen Wortlauts von Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie
2001/29, sondern auch nach seiner tieferen Logik, wie sie der Gerichtshof in seiner Rechtsprechung
herausgearbeitet hat'’, auch andere Formen als die einer Abgabe aufweisen kann, die jedenfalls
potenziell und definitiv von den Nutzern von Gerdten zu tragen ist, mit denen Privatkopien
angefertigt werden konnen.

11 — Zur Entstehungsgeschichte und zu den theoretischen Aspekten der Ausnahme fiir Privatkopien vgl. z. B. More, K., ,Les dérogations au droit
d’auteur. L’exception de copie privée”, Presses Universitaires de Rennes 2009, S. 33 ff,; Preussner-Zamorska, J., in: Barta, J. (Hrsg.), ,System
prawa prywatnego. Prawo autorskie®, 2. Ausgabe, Warschau 2007, S. 381 ff,; Stanistawska-Kloc, S., in: Flisak, D. (Hrsg.), ,Prawo autorskie i
prawa pokrewne. Komentarz Lex“, Warschau 2015, S. 343 ff,, sowie Vivant, M., und Bruguiére, J.-M., ,Droit d’auteur et droits voisins®, 2.
Aufl,, Dalloz 2013, S. 486 ff.

12 — Der Ausgleich fiir Privatkopien ist gewohnlich nicht Teil der Vorschriften betreffend die Beschriankungen der Rechte von Urhebern und
anderen Rechtsinhabern oder die Ausnahmen davon, sondern Teil der Vorschriften {iber diese Rechte (vgl. z. B. die Art. 25 und 31 des
spanischen Gesetzes tiber das geistige Eigentum, die Art. L.122-5 und L.311-1 des franzosischen Gesetzes tiber das geistige Eigentum oder
die Art. 20 und 23 des polnischen Gesetzes tiber das Urheberrecht und die verwandten Schutzrechte). Weder die Zahlung durch den
Nutzer noch der Erhalt des Ausgleichs durch den Rechtsinhaber sind Bedingung fiir die Inanspruchnahme dieser Ausnahme. Vgl. in diesem
Sinne Preussner-Zamorska, J., a. a. O., S. 414.

13 — Vgl. u. a. Astier, H., ,La copie privée. Deux ou trois choses que l'on sait d’elle”, Revue internationale du droit d’auteur, 1986, Nr. 128, S. 113
bis 145; Machala, W., ,Dozwolony uzytek utworéw w prawie europejskim i w ustawie o prawie autorskim®, Pasistwo i prawo, n° 12/2004,
S. 16 bis 33; Marcinkowska, J., a. a. O., S. 219 ff,, sowie Vivant, M., und Bruguiére, J.-M.,, a. a. O., S. 416.

14 — Ich benutze das Wort ,Ausnahme” aus Griinden der Einfachheit, aber die Richtlinie 2001/29 enthilt keine Klarstellung zu dem in Nr. 15 der
vorliegenden Schlussantriage genannten Zweifel, denn sie spricht von ,Ausnahmen und Beschrankungen®, ohne zwischen beiden zu
unterscheiden.

15 — Die mafigebliche Rechtsprechung des Gerichtshofs umfasst vor allem zwei Grundsatzurteile, die Urteile Padawan (C-467/08, EU:C:2010:620)
und Stichting de Thuiskopie (C-462/09, EU:C:2011:397). Sie wurde dann durch die Urteile VG Wort u. a. (C-457/11 bis C-460/11,
EU:C:2013:426), Amazon.com International Sales u. a. (C-521/11, EU:C:2013:515), ACI Adam u. a. (C-435/12, EU:C:2014:254), Copydan
Bandkopi (C-463/12, EU:C:2015:144) und schliefSlich Hewlett-Packard Belgium (C-572/13, EU:C:2015:750) ergénzt.
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19. Die Klagerinnen des Ausgangsverfahrens und die sie unterstiitzenden Streithelfer sowie die
griechische und die franzosische Regierung schlagen vor, diese Frage zu verneinen. Sie stiitzen sich in
erster Linie auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs, aus der sich ergeben soll, dass der Nutzer, der
die Privatkopie herstellt, als Schuldner letztendlich den gerechten Ausgleich fiir diese Ausnahme
finanzieren miisse. Dieser Grundsatz sei somit unvereinbar mit jedem durch den Staatshaushalt
finanzierten Ausgleichssystem.

20. Schon hier muss ich darauf hinweisen, dass ich diese Sichtweise aus mehreren Griinden nicht teile,
die erstens mit dem Inhalt der Bestimmungen der Richtlinie 2001/29, zweitens mit der Wiirdigung der
Rechtsprechung des Gerichtshofs in diesem Bereich und drittens mit praktischen Erwédgungen zur
Funktionsweise der Abgabe im aktuellen technologischen Kontext zusammenhéngen.

Zur Auslegung der Richtlinie 2001/29

21. Wie ich oben bereits ausgefithrt habe, ist die Richtlinie 2001/29 nicht in einem rechtlichen
Vakuum entstanden. Ganz im Gegenteil, die Regelung des Urheberrechts hat eine lange und reiche
Tradition in den Mitgliedstaaten. Mit der Richtlinie 2001/29 wurde eine Harmonisierung dieses
Bereichs versucht. Es ist jedoch festzustellen, dass sich diese Harmonisierung auf einige allgemeine
Regeln beschriankt. Aufler den technischen Bestimmungen enthdlt die Richtlinie 2001/29
hauptsédchlich drei materielle Bestimmungen, die die Mitgliedstaaten verpflichten, den Urhebern drei
Arten von Rechten einzurdumen: das Recht auf Vervielfiltigung (Art. 2), das Recht auf
Kommunikation und Zugénglichmachung (Art. 3) und das Recht auf Verbreitung (Art. 4). Fiir diese
Rechte gelten etwa 20 Ausnahmen und Beschrinkungen (Art. 5), die bis auf diejenige der
voriibergehenden und akzessorischen Vervielfiltigung in einem Informatiknetz (Art. 5 Abs. 1)
fakultativ sind.

22. Das Recht auf Privatkopie gehort zu diesen Ausnahmen und Beschrankungen. Die Mitgliedstaaten
diirfen es nur einfiithren, sofern sie einen gerechten Ausgleich zugunsten der Rechtsinhaber vorsehen.
Die Richtlinie 2001/29 enthilt keine Bestimmung zur Form, zu den Modalititen der Berechnung oder
der Finanzierung dieses Ausgleichs'®. Wenn ein Mitgliedstaat in seinem nationalen Recht eine
Ausnahme fiir Privatkopien einfiihrt oder eine solche in der Praxis beibehilt, muss er einen Ausgleich
vorsehen fiir den Schaden, der den Rechtsinhabern daraus entstehen kann. Die Richtlinie 2001/29
bestimmt auch nicht die Person des Schuldners des Ausgleichs, sie bezeichnet nur die Nutzniefler. Sie
beschrénkt sich darauf, in ihrem Art 5 Abs. 2 Buchst. b zu verlangen, dass ,die Rechtsinhaber einen ...
«l17

Ausgleich erhalten“".

23. Es trifft zu, dass der Gesetzgeber im 35. Erwdgungsgrund der Richtlinie 2001/29 ausgefiihrt hat,
dass die Hohe des Ausgleichs fiir Ausnahmen unter Beriicksichtigung des Schadens der Rechtsinhaber
zu berechnen ist. Was jedoch die Ausnahme fiir Privatkopien betrifft, stellt sich dieser Schaden als ein
solcher in der Form des lucrum cessans dar, da Privatkopien moglicherweise die Zahl der verkauften
Exemplare des Werks beschrinken'. Auflerdem handelt es sich nicht um einen Schaden, der fiir
jeden Betroffenen mit Sicherheit festgestellt wird. Er wird umfassend auf der Grundlage der
entgangenen Gewinnmoglichkeiten aller Rechtsinhaber berechnet. Wie die Kommission in ihren
Erklarungen zutreffend betont, gibt es keinen unmittelbaren Zusammenhang — und kann es auch
nicht geben - zwischen den Privatkopien und dem Ausgleich des Schadens, der bestimmten
Rechtsinhabern entstanden ist.

16 — Was auch der Gerichtshof bestitigt hat. Vgl. u. a. Urteil Padawan (C-467/08, EU:C:2010:620, Rn. 37).

17 — Vgl. Urteil Stichting de Thuiskopie (C-462/09, EU:C:2011:397, Rn. 23). Vgl. auch in diesem Sinne Karapapa, S., ,Padawan/SGAE: a right to
private copy?“, European Intellectual Property Review, 2011, Bd. 33, Nr. 4, S. 252 bis 259.

18 — Vgl. in diesem Sinne Vivant, M., und Bruguiére, J.-M,, a. a. O., S. 416.
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24. Der in der Richtlinie 2001/29 vorgesehene Ausgleich ist auch keine Vergiitung, da die Nutzung des
Werks im Rahmen der Privatkopie grundsitzlich kostenlos ist. Meines Erachtens spricht der
Gesetzgeber mit Bedacht nicht von Vergiitung wie in der Richtlinie 2006/115/EU", sondern von
Ausgleich.

25. Ebenso muss nach dem 31. Erwdgungsgrund ein angemessener Rechts- und Interessenausgleich
zwischen den verschiedenen Kategorien von Rechtsinhabern sowie zwischen den verschiedenen
Kategorien von Rechtsinhabern und Nutzern von Schutzgegenstinden gesichert werden. Dieser
Erwigungsgrund erldutert zunichst die Griinde, die den Unionsgesetzgeber veranlasst haben, die
Ausnahmen und Beschrinkungen in Bezug auf das Urheberrecht, die im nationalen Recht der
Mitgliedstaaten vorgesehen werden konnen, bis zu einem gewissen Grad zu harmonisieren. Im
Stadium der Umsetzung der Richtlinie 2001/29 in den nationalen Rechtsordnungen ist es dann Sache
der nationalen Gesetzgeber, die verschiedenen beteiligten Interessen auszugleichen. So haben die
Gesetzgeber die Moglichkeit, die Hohe des Ausgleichs, der in den verschiedenen Mitgliedstaaten stark
variiert, die Art der Finanzierung und die Modalititen der Verteilung zwischen den verschiedenen
Rechtsinhabern zu bestimmen. Dagegen kann der 31. Erwdgungsgrund der Richtlinie 2001/29 nicht
als zusitzliche Bestimmung dieser Richtlinie verstanden werden, der eine autonome rechtliche Kraft
zukdme.

26. Die Richtlinie 2001/29 enthalt also keine rechtlich zwingende Norm, nach der das gerechte
Gleichgewicht, von dem ich soeben gesprochen habe, die Finanzierung des gerechten Ausgleichs fiir
die Ausnahme fiir Privatkopien durch die Nutzer, die solche Kopien anfertigen oder anfertigen
konnen, umfassen muss. Im Ubrigen hielte ich die Annahme fiir unlogisch, dass diese Richtlinie, die
keine Verpflichtung zur Einfithrung der Ausnahme fiir Privatkopien enthilt, die Art und Weise der
Finanzierung des Ausgleichs fiir diese Ausnahme regelt. Wenn die Richtlinie 2001/29 es namlich in
das Ermessen der Mitgliedstaaten stellt, die allgemeinere und weiter reichende Entscheidung zu
treffen, die Ausnahme einzufithren, muss sie es ihnen erst recht tiberlassen, tiber die weitaus
detailliertere und technischere Frage der Art der Finanzierung des Ausgleichs frei zu bestimmen. Als
einziges Erfordernis sieht die Richtlinie 2001/29 vor, dass der Staat, in dem eine Ausnahme fiir
Privatkopien besteht, einen Ausgleich fiir die Rechtsinhaber vorsieht, und zwar im Namen des im 31.
Erwagungsgrund dieser Richtlinie genannten gerechten Ausgleichs.

Zur Rechtsprechung des Gerichtshofs

27. Nach der Ansicht der Kldgerinnen und ihrer Streithelfer im Ausgangsverfahren, die im
vorliegenden Verfahren von der griechischen und der franzosischen Regierung geteilt wird, folgt aus
der Rechtsprechung des Gerichtshofs zum gerechten Ausgleich fiir die Ausnahme fiir Privatkopien,
dass ein durch den Staatshaushalt finanziertes System des Ausgleichs mit Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der
Richtlinie 2001/29 nicht vereinbar sei, denn im Licht der Erwigungsgriinde dieser Richtlinie und
deren Auslegung durch den Gerichtshof verlange diese Bestimmung, dass dieser Ausgleich vom
Nutzer, der eine Kopie anfertige oder anfertigen konne, finanziert werde und nur von diesem.

28. Diese Beteiligten stiitzen sich hauptséichlich auf die Abschnitte des Urteils Padawan, in denen der
Gerichtshof nach der auf die Erwiagungsgriinde 35 und 38 der Richtlinie 2001/29 gestiitzten
Feststellung, dass das Ziel des gerechten Ausgleichs eine Entschiddigung der Rechtsinhaber fiir den
durch die Privatkopie entstandenen potenziellen Schaden sei, auf der Grundlage des 31.
Erwédgungsgrundes dieser Richtlinie zu dem Schluss gekommen sei, dass der gerechte Ausgleich
zwischen den verschiedenen beteiligten Interessen erfordere, dass der Nutzer, der Privatkopien

19 — Richtlinie des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 zum Vermietrecht und Verleihrecht sowie zu bestimmten
dem Urheberrecht verwandten Schutzrechten im Bereich des geistigen Eigentums (ABL L 376, S. 28).
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anfertigen konne, d. h. in der Praxis jeder Kaufer eines Gerits, das dazu verwendet werden konne,
solche Kopien anzufertigen, den Ausgleich finanzieren miisse”. Diese Argumentation sei dann im
Urteil Stichting de Thuiskopie® bestitigt und vom Gerichtshof in spiteren Urteilen iibernommen
worden.

29. Dieses Verstindnis der Rechtsprechung scheint mir allerdings weder den Kontext, in dem die
Urteile des Gerichtshofs ergangen sind, noch die Systematik der Argumentation in ihrer Gesamtheit zu
beriicksichtigen. Wenn man sich fiir die Beantwortung einer Rechtsfrage auf die friihere
Rechtsprechung des Gerichtshofs stiitzen mochte, geht es nicht darum, in dieser Rechtsprechung
isolierte Passagen zu finden, die diese oder jene These stiitzen kénnen?, sondern darum, eine klare
und zusammenhédngende Rechtsprechungslinie auszumachen und dabei auch ihre Entwicklung zu
beriicksichtigen und festzustellen, ob diese Linie als Grundlage dafiir dienen kann, iiber neue
Rechtsstreitigkeiten zu entscheiden.

30. Insoweit ist zu bedenken, dass, wie Ametic, die spanische, die finnische und die norwegische
Regierung sowie die Kommission zutreffend betonen, die Urteile des Gerichtshofs in Rechtssachen
betreffend den Ausgleich fiir die Ausnahme fiir Privatkopien das System der Finanzierung dieses
Ausgleichs durch eine Abgabe auf Gerdte, die zur Anfertigung solcher Kopien dienen konnen,
betrafen und die Probleme ldsen sollten, die mit der Arbeitsweise eines solchen Systems
zusammenhangen.

31. So ging es im Urteil Padawan, in dem der Gerichtshof diese Argumentation zum ersten Mal
entwickelt hat, um die Frage, ob die Abgabe auf Gerite erhoben werden kann, die nur zum
professionellen Gebrauch bestimmt waren und daher nicht fiir die Zwecke von Privatkopien dienen
konnten®. Zur Losung dieses Problems hatte das vorlegende Gericht in der Rechtssache Padawan
mehrere Fragen gestellt, die den Gerichtshof veranlassten, die Logik des Systems der Finanzierung des
Ausgleichs durch eine Abgabe auf elektronische Gerdte zu dekonstruieren. Im Urteil Padawan hat sich
der Gerichtshof nicht darauf beschréinkt, den potenziellen Nutzer als Schuldner des mit der Abgabe
gleichgestellten Ausgleichs zu bestimmen, er hat vielmehr weiter festgestellt, dass in der Praxis die
Abgabe/der Ausgleich nicht direkt von den Nutzern entrichtet wird, sondern dass die Hersteller oder
die Verkiufer elektronischer Gerite den entsprechenden Betrag auf die Kaufer-Nutzer abwilzen .

32. Dies ist meines Erachtens der entscheidende Punkt, der eine Antwort auf die Frage erlaubt, ob der
Grundsatz ,wer nutzt, zahlt” allgemein fiir jedes System zur Finanzierung des gerechten Ausgleichs
oder nur auf das Abgabesystem gilt.

33. Auf den ersten Blick mag die Zulassung eines System durch den Gerichtshof, bei dem eine Abgabe
bei den Personen erhoben wird, die den Nutzern die Gerdte zur Verfiigung stellen, d. h. den
Herstellern, Einfithrern oder Héindlern, den Eindruck eines auf praktischen Griinden beruhenden
Zugestiandnisses zulasten der juristischen Reinheit des Systems erwecken. Dieser Eindruck ist meines
Erachtens jedoch falsch.

20 — Urteil Padawan (C-467/08, EU:C:2010:620, Rn. 38 bis 45).

21 — C-462/09, EU:C:2011:397, Rn. 23 bis 29 und Nr. 1 des Tenors.

22 — Es lieflen sich namlich dort auch Argumente fiir die gegenteilige Ansicht finden, wie in Rn. 37 des Urteils Padawan, wonach der Begriff des
gerechten Ausgleichs selbst einheitlich auszulegen ist, unabhéngig von der ,Befugnis [der Mitgliedstaaten nach der Richtlinie 2001/29,] die
Form, die Art und Weise der Finanzierung und Erhebung sowie die Hohe dieses ... Ausgleichs festzulegen®, oder auch in Rn. 23 des Urteils
Stichting de Thuiskopie, wonach ,festzustellen ist, dass die Bestimmungen der Richtlinie 2001/29 nicht ausdriicklich die Frage regeln, wer
diesen Ausgleich zu zahlen hat, so dass die Mitgliedstaaten bei der Bestimmung der Person, die diesen gerechten Ausgleich zu zahlen hat,
iiber ein weites Ermessen verfiigen“ (Hervorhebung nur hier).

23 — Vgl. hinsichtlich der Beschreibung des Ausgangsrechtsstreits und der Zweifel des vorlegenden Gerichts Urteil Padawan (C-467/08,
EU:C:2010:620, Rn. 17) und Schlussantrige von Generalanwiltin Trstenjak in dieser Rechtssache (C-467/08, EU:C:2010:264, Nr. 21).

24 — Urteil Padawan (C-467/08, EU:C:2010:620, Rn. 46 bis 49).
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34. Wie ich namlich in den Nrn. 15 und 16 der vorliegenden Schlussantridge kurz dargelegt habe, ist
im Urheberrecht die Ausnahme fiir Privatkopien ilter als jeder Gedanke eines Ausgleichs fiir diese
Ausnahme, und die Nutzung des Werks in diesem Rahmen ist grundsitzlich kostenlos. Erst als die
technischen Moglichkeiten aufkamen, dass Privatpersonen massenhaft zu minimalen Kosten Kopien
von urheberrechtlich geschiitzten Werken herstellen konnten (hauptsiachlich Reprografien sowie Ton-
und spiater auch Bildaufzeichnungen auf Magnetband), wurde das Problem eines Schadens der
Rechtsinhaber durch die massenhafte Privatkopie deutlich.

35. Dieses Problem konnte nicht durch eine direkt bei den Nutzern erhobene Abgabe gelost werden,
sowohl wegen der Unmoglichkeit, die Nutzung der Werke in der Privatsphire wirksam zu
kontrollieren, als auch wegen des grundrechtlichen Schutzes dieser Sphire. Auflerdem wiirde eine
solche Abgabe die Ausnahme fiir Privatkopien gegenstandslos machen. Wenn néamlich der
Rechtsinhaber vom Nutzer irgendeine Zahlung verlangen konnte, hétten wir es nicht mehr mit einer
Ausnahme vom Monopol dieses Rechtsinhabers zu tun, sondern mit dessen normaler Nutzung.

36. In mehreren Staaten wurde darauthin ein System eingefiihrt, nach dem auf Trager und Geréte, mit
denen Kopien der geschiitzten Werke angefertigt werden konnen, eine Abgabe erhoben wurde. Es
handelte sich nicht nur um eine auf praktischen Griinden beruhende Vereinfachung eines Systems der
Vereinnahmung einer Zahlung, die von den Nutzern geschuldet wird, um die Ausnahme fiir
Privatkopien in Anspruch nehmen zu konnen, sondern um ein eigenstidndiges System, das konzipiert
wurde, um die nachteiligen Folgen fiir die Interessen der Rechtsinhaber durch die massive Zunahme
dieser Art von Kopien abzuwenden.

37. Der Gerichtshof hat dieses System fiir grundsitzlich mit Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie
2001/29 vereinbar befunden, sofern die wirtschaftliche Belastung durch die Abgabe auf den Kaufer der
Gerite abgewilzt werden kann. Wenn er sich hierfiir auf den Grundsatz berufen hat, dass der Nutzer,
der private Kopien anfertigen kann, d. h. eine natiirliche Person, die Gerdte erworben hat, mit denen
solche Kopien gemacht werden konnen, als Schuldner des Ausgleichs anzusehen ist, dann doch nur
als theoretische Grundlage des Systems der Abgabe auf die in Rede stehenden Geriite.

38. Diese Auslegung wird unmittelbar durch den Inhalt der Regel ,wer nutzt, zahlt®, wie sie vom
Gerichtshof entwickelt wurde und angewandt wird, bestdtigt. Nach dieser Regel ist der Nutzer
»grundsitzlich” als Schuldner des Ausgleichs anzusehen®. Der Vorbehalt ,grundsitzlich zeigt meines
Erachtens ganz klar, dass es sich um einen theoretischen Grundsatz handelt, der ,praktisch® immer
im Rahmen eines Systems angewandt wird, bei dem eine Abgabe auf elektronische Gerdte erhoben
wird.

39. Diese theoretische Grundlage hat es dem Gerichtshof dann ermoglicht, einige Regeln iiber die
Funktionsweise des Abgabesystems aufzustellen. So hat er im Urteil Padawan die Moglichkeit
ausgeschlossen, diese Abgabe auf Gerite zu erheben, die nicht fiir die Anfertigung privater Kopien
verwendet werden konnten. Im Urteil Stichting de Thuiskopie hat er daraus die Regel abgeleitet, dass
die Abgabe in dem Mitgliedstaat zu zahlen ist, in dem der letzte Nutzer der Gerdte seinen Wohnsitz
hat. Im Urteil Copydan Bandkopi hat er eingerdumt, dass die Abgabe fiir Kopien erhoben werden
kann, die mit einem Dritten gehérenden Gerdten angefertigt wurden™.

40. Da aber der Grundsatz, dass der Nutzer Schuldner des Ausgleichs ist, aus den in Nr. 35 der
vorliegenden Schlussantrige genannten Griinden nicht wortwortlich angewandt werden kann, kann
ihm keine eigene rechtliche Kraft zukommen. Er kann nur im Rahmen eines Finanzierungssystems
funktionieren, in dem der Ausgleich fiir die Ausnahme fiir Privatkopien {iber eine Abgabe finanziert
wird, die nach Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 in der Auslegung durch den Gerichtshof

25 — Vgl. u. a. Urteile Padawan (C-467/08, EU:C:2010:620, Rn. 45) und Stichting de Thuiskopie (C-462/09, EU:C:2011:397, Nr. 1 des Tenors).
26 — Urteil Copydan Bandkopi (C-463/12, EU:C:2015:144, Nr. 8 des Tenors).
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auf Gerite erhoben wird, die dazu dienen kénnen, solche Kopien anzufertigen. Im Ubrigen lésst die
Rechtsprechung des Gerichtshofs in diesem Bereich erkennen, dass dieser Grundsatz nie als
unabhéngige rechtliche Feststellung erscheint, sondern als Element einer Argumentation zur
Bestitigung des Abgabesystems. Jedes Verstindnis dieser Rechtsprechung, das darauf gerichtet ist,
diesem Grundsatz eine weiter gehende Bedeutung beizumessen, die andere Systeme der Finanzierung
des Ausgleichs ausschlosse, wiirde der Logik der Argumentation des Gerichtshofs zuwiderlaufen und
den Rahmen der ihm gestellten Vorlagefragen tiberschreiten.

41. Somit ist es meines Erachtens nicht mdglich, aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs zur
Ausnahme fiir Privatkopien den Schluss zu ziehen, dass im Unionsrecht, konkret auf der Grundlage
von Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29, ein allgemeiner Grundsatz besteht, nach dem der
Ausgleich fiir diese Ausnahme zwangsldufig durch die Nutzer, die davon profitieren, finanziert werden
muss, so dass praktisch das einzig mogliche System zur Finanzierung dieses Ausgleichs das System der
Abgabe auf elektronische Gerite ist. Im Ubrigen bin ich der Meinung, dass eine Festlegung auf diese
Abgabe als einziges Finanzierungssystem auch aus praktischen Griinden im Zusammenhang mit der
aktuellen technologischen Entwicklung nicht wiinschenswert ist.

Die Funktionsweise des Abgabesystems und seine Infragestellung im digitalen Umfeld

42. Als das Abgabesystem eingefithrt wurde, beruhte es auf der Prdmisse, dass die Nutzer, die
Datentriger zum Aufzeichnen und elektronische Gerite erwarben, diese tatsdchlich dazu nutzten, um
im Rahmen der privaten Nutzung Kopien der Werke anzufertigen. Im analogen Zeitalter kam diese
Primisse der Realitit sehr nahe?”. Somit wurde die Abgabe zur Finanzierung des Ausgleichs fiir die
Ausnahme fiir Privatkopien mehr oder weniger von denen getragen, die von dieser Ausnahme
profitierten.

43. Mit der Digitaltechnologie hat sich dieses Umfeld jedoch grundlegend gewandelt. Erstens bedeutet
Digitaltechnik die Konvergenz der Formate. Kiinftig préasentiert sich alles — Text, Ton, Bilder — im
gleichen digitalen Format und kann daher mit denselben Gerdten und auf denselben Datentragern
gespeichert werden. So konnen ein Computer und eine CD-ROM dazu benutzt werden, sowohl private
Dokumente, Familienfotos oder eine personliche Datenbank zu speichern als auch ein digitales Buch,
eine Musikaufzeichnung oder ein kinematografisches Werk. Schlief3lich erlaubten die Miniaturisierung
und der Riickgang der Preise elektronischer Gerdte zusammen mit dem Ausbau des Internets eine
starke Erhohung der Produktion privater, nicht unter das Urheberrecht fallender Inhalte und deren
sehr weite Verbreitung.

44. Somit wird in einer Zeit, in der jedes elektronische Gerit tatsdchlich ein Computer ist, der sowohl
Texte als auch audiovisuelle Inhalte erstellen und aufzeichnen kann sowie iiber zahlreiche andere
Funktionen verfiigt, die Prémisse, dass der Kiufer solcher Gerdte wahrscheinlich Kopien
urheberrechtlich geschiitzter Werke anfertigen wird, ernsthaft in Frage gestellt. Das Abgabesystem
wird zwar durch die rechtliche Fiktion gerechtfertigt, nach der bei einem Erwerber elektronischer
Gerite davon ausgegangen wird, dass er alle Funktionen dieser Geréte nutzt, einschliefllich derjenigen,
die dazu dienen, Kopien von Inhalten herzustellen, die urheberrechtlich geschiitzt sein konnen. Der
Gerichtshof hat dies selbst bestitigt®. Jeder Nutzer moderner elektronischer Gerite weify aber, wie
weit diese Vermutung von der Realitét entfernt ist und eben der Fiktion angehort.

27 — Z. B. zeigten Studien in Frankreich aus den Jahren 1982 und 1983 vor Einfitlhrung der Abgabe fiir die Privatkopie, dass 90 % der
unbespielten Audio- und Videokassetten zur Aufzeichnung von urheberrechtlich geschiitzten Werken genutzt wurden (vgl. Astier, H.,
a.a. O, S. 114).

28 — Urteil Padawan (C-467/08, EU:C:2010:620, Rn. 55).
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45. Tatsdchlich kann der Nutzer mit dem Erwerb eines Gerits, auf dem eine Abgabe fiir Privatkopien
lastet, in groflem Umfang solche Kopien herstellen, er kann das aber genauso gut nicht tun und das
Geridt nutzen, um einen nicht dem Urheberrecht unterliegenden Inhalt herzustellen, aufzuzeichnen
und zu verbreiten oder ihn fiir Zwecke zu verwenden, die nichts mit irgendeiner geistigen Schopfung
zu tun haben. Somit lasst sich nicht vorhersehen, welchen Gebrauch ein konkreter Nutzer von einem
bestimmten Gerédt machen wird. Allenfalls konnen wir abschétzen, wie wahrscheinlich die Nutzung
eines Teils der Geréte eines bestimmten Typs fiir die Anfertigung privater Kopien ist, und die Abgabe
entsprechend auf die gesamte Gruppe dieser Gerdte aufteilen. Somit &hnelt das auf eine Abgabe
gestiitzte System des Ausgleichs eher einem Umlagesystem, in dem alle Kaufer solcher Gerite eine
relativ geringe Abgabe tragen, die dann dazu dient, den Ausgleich des Schadens, der nur von einem
Teil der Kiufer verursacht wird, zu finanzieren”. Dieser Umlagecharakter ist im Ubrigen auch auf der
Seite der Rechtsinhaber festzustellen. Die Einnahmen aus der Gesamtheit der erhobenen Abgaben
werden bei den kollektiven Verwaltungsgesellschaften zentralisiert und dann unter allen Berechtigten
nach einem Schliissel aufgeteilt, der von diesen bestimmt wird (oder in manchen Mitgliedstaaten durch
Gesetz). Dieses System ist somit von dem klassischen zivilrechtlichen System der Entschédigung durch
den Schadensverursacher weit entfernt.

46. Das Abgabesystem gewihrleistet auch keine vollige Einheitlichkeit im Binnenmarkt. Da erstens die
Ausnahme fiir Privatkopien nur fakultativ ist, sehen sie manche Mitgliedstaaten in ihrem Rechtssystem
nicht vor, andere haben das Ausgleichssystem nicht eingefithrt®. Zweitens gibt es selbst in den
Mitgliedstaaten, die die Abgabe vorsehen, kein harmonisiertes Verfahren fiir deren Erhebung. Die
Spannweite fiir ihren Satz reicht von 1 bis 50 fiir vergleichbare Gerite®. Dies gilt auch fiir die
Erhebungsgrundlage dieser Abgabe, denn der Katalog der Gerite, auf die sie erhoben wird, ist in den
Mitgliedstaaten unterschiedlich.

47. Die immer schneller voranschreitende technologische Entwicklung stellt das System der Abgabe
fir die Ausnahme fiir Privatkopien vor neue Herausforderungen*. Die Abgabe, die auf Gerite erhoben
wird, mit denen Kopien geschiitzter Werke hergestellt werden konnen, und die dazu bestimmt ist, den
Ausgleich des Schadens zu finanzieren, der den Rechtsinhabern wegen dieser Kopien entstanden ist, ist
eine spezifische Losung, die einer bestimmten Phase der technologischen Entwicklung entspricht®.
Diese Entwicklung ist weitergegangen, und heute werden die Rechtmaifligkeit und die Wirksamkeit
dieses Systems in vielen Mitgliedstaaten in Frage gestellt, und es wird {ber Ersatzlosungen

29 — Vgl. in diesem Sinne, Marino, L., ,La (discutable) logique de la redevance pour copie privée“, SJEG, Nr. 50 (2010), S. 2346 bis 2349. Lucas,
A., ,Les dits et les non-dits de la copie privée“, Propriétés intellectuelles, Nr. 43 (2012) S. 232 bis 239, zufolge wurde der Umlagegrundsatz
vom Gerichtshof im Urteil Padawan in Frage gestellt, als er die Erhebung der Abgabe auf fiir professionelle Zwecke bestimmte Grite
ausschloss. Selbst die private Nutzung dieser Gerite bedeutet aber nicht automatisch, dass jeder Nutzer Privatkopien anfertigt. Man kann
deshalb meines Erachtens immer noch von einem Umlagesystem sprechen.

30 — Nach meiner Kenntnis handelt es sich um die Republik Bulgarien, Irland, die Republik Zypern, das Grofiherzogtum Luxemburg und die
Republik Malta. Das Vereinigte Konigreich Grofibritannien und Nordirland hat eine Ausnahme fiir Privatkopien eingefiihrt, ohne einen
Ausgleich vorzusehen (The Copyright and Rights in Performances [Personal Copies for Private Use] Regulations 2014). Dahinter steht die
Ansicht, dass der Schaden der Rechtsinhaber geringfiigig sei, was gemifS dem 35. Erwdgungsgrund der Richtlinie 2001/29 keine
Ausgleichspflicht begriinde. Auflerdem wiirde es sich um die Legitimierung einer géngigen Praxis der Verbraucher handeln, die die
Rechtsinhaber bereits in die Preise der der Offentlichkeit zuginglich gemachten Werke integriert hitten (vgl. Cameron, A., ,Copyright
exceptions for the digital age: new rights of private copying, parody and quotation, Journal of Intellectual Property Law & Practice, 2014,
Bd. 9, Nr. 12, S. 1002 bis 1007).

31 — Vgl. u. a. Latreille, A., ,La copie privée dans la jurisprudence de la CJUE, Propriétés intellectuelles, Nr. 55 (2015), S. 156 bis 176, der das
Beispiel der Hohe der fiir eine unbespielte DVD in den verschiedenen Mitgliedstaaten erhobenen Abgabe nennt.

32 — Ich habe nicht die Absicht, das Abgabesystem zu kritisieren, denn das ist nicht das Thema, das uns in der vorliegenden Rechtssache
beschiftigt. Ich werde mich deshalb dazu nicht im Detail duflern. Einige Probleme hat die Kommission in ihren Erkldrungen angesprochen.
Die zahlreichen Fragen, die das Abgabesystem im digitalen Zeitalter aufwirft, sind Gegenstand umfangreicher Erérterungen im Schrifttum,
vgl. z. B. Latreille, A, a. a. O.; Majdan, J., und Wikariak, S. (Hrsg.) ,Czy mozna sprawiedliwie obliczy¢ oplate za kopiowanie utworéw?*,
Gazeta prawna vom 16. September 2015; Sikorski, R., ,Jesli nie oplata reprograficzna to co?”, Gazeta prawna vom 30. September 2015; Still,
V., ,Is the copyright levy system becoming obsolete? The Finnish experience, Tijdschrift voor auteurs-, media- & informatierecht, 2012/6,
S. 250 bis 258; Troianiello, A., ,La rémunération de la copie privée a I'épreuve de la révolution numérique”, Revue Lamy Droit de
limmatériel, Nr. 73 (2011), S. 9 bis 14, und ders. ,,Fluctuat nec mergitur?* Réflexions sur les vicissitudes du dispositif de rémunération de la
copie privée“, Petites affiches, Nr. 228 (2011), S. 5. Vgl. auch den Bericht von F. Castex fiir den Rechtsausschuss des Europdischen
Parlaments vom 17. Februar 2014 zu den Abgaben fiir Privatkopien (2013/2114(INT]).

33 — Siehe Nrn. 16 und 41 der vorliegenden Schlussantrége.
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nachgedacht®. Meines Erachtens ist es nicht wiinschenswert, diese Uberlegungen im Namen des
Grundsatzes ,wer nutzt, zahlt“ zu begrenzen oder sogar zu blockieren, da, wie ich bereits ausgefiihrt
habe, dieser Grundsatz beim aktuellen Stand der technologischen Entwicklung eine reine rechtliche
Fiktion ist.

Die Finanzierung des Ausgleichs durch den Staatshaushalt

48. Unter den anderen vorstellbaren Losungen findet sich die Finanzierung des Ausgleichs fiir die
Ausnahme fiir Privatkopien unmittelbar durch den Staatshaushalt. Nach den Informationen, die die
Kommission dazu in ihren Erklirungen gegeben hat, wurde diese Art der Finanzierung nicht nur in
Spanien, sondern auch in Estland, Finnland und Norwegen gewdhlt.

49. Bei der Wiirdigung der Ubereinstimmung eines solchen Systems mit Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der
Richtlinie 2001/29 in seiner Auslegung durch den Gerichtshof ist es nicht angebracht, dieses System
als eine Abwandlung des Abgabesystems anzusehen, bei der die Abgabe, die nur von den Personen zu
tragen ist, die Privatkopien anfertigen konnen, einfach durch einen Beitrag aller Steuerzahler ersetzt
wird, einschlieflich juristischer Personen, denen die Ausnahme fiir Privatkopien nicht zugutekommt,
und Personen, die niemals ein Gerét erworben haben, das unter diese Abgabe fillt.

50. Gewiss stammen die Haushaltseinnahmen zum grofiten Teil von den von der Gesamtheit der
Steuerzahler gezahlten direkten und indirekten Steuern. Diese Steuern werden vom Staat auf der
Grundlage eines Rechts erhoben, das schon immer eines der wichtigsten Vorrechte staatlicher Gewalt
war. Dann entscheidet der Staat aufgrund desselben Souverinititsrechts tiber die Verwendung der so
eingenommenen Mittel. Es trifft somit zu, dass alle Steuerpflichtigen an der Finanzierung aller
Staatsausgaben beteiligt sind. Gleichwohl gibt es aber keinen unmittelbaren Zusammenhang zwischen
der von einem bestimmten Steuerpflichtigen gezahlten Steuer und dieser oder jener Haushaltsausgabe,
weil der dazwischen stehende Staatshaushalt diesen Zusammenhang gerade unterbricht. Es gibt nur die
Steuererhebung auf der einen und die Haushaltsausgaben auf der anderen Seite. Die verschiedenen
Haushaltseinnahmen sind nicht konkreten Ausgaben zugewiesen, und ebenso wenig kann ein
Steuerpflichtiger sich dem widersetzen, dass ,sein“ Geld zur Finanzierung einer bestimmten Ausgabe
herangezogen wird.

51. Was die vorliegende Rechtssache betrifft, gibt es keinen Zusammenhang zwischen den von den
Steuerpflichtigen gezahlten Steuern, einschlieflich derjenigen Steuerpflichtigen, die wie juristische
Personen nicht in den Genuss der Ausnahme fiir Privatkopien kommen koénnen, und der
Finanzierung des Ausgleichs fiir diese Ausnahme durch den allgemeinen Staatshaushalt. Anders wire
es nur, wenn zum Zweck dieser Finanzierung eine spezifische Steuer oder Abgabe eingefiihrt worden
wire, was aber bei dem in Rede stehenden spanischen System nicht der Fall ist.

52. Meines Erachtens ist die Finanzierung des Ausgleichs durch den allgemeinen Staatshaushalt nicht
unvereinbar mit den Grundsitzen, die der Gerichtshof im Urteil Padawan® aufgestellt hat, weil es
nicht um eine Ausweitung der Abgabe auf alle Steuerpflichtigen geht, sondern um ein
Finanzierungssystem, das auf einer anderen Logik beruht. Auch sehe ich nicht, warum der Wortlaut
der Richtlinie 2001/29 diesem System entgegenstehen sollte. Diese Richtlinie regelt ndmlich nicht die
Art der Finanzierung des Ausgleichs fiir die Ausnahme fiir Privatkopien, sofern dieser Ausgleich
gerecht ist. Dieser letzte Punkt wird im Rahmen der Priifung der zweiten Vorlagefrage behandelt.

34 — Die in Finnland zu diesem Thema angestellten Uberlegungen sind dargestellt bei Still, V., a. a. O.
35 — C-467/08, EU:C:2010:620.
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Antwort auf die erste Vorlagefrage

53. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, auf die erste Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 5
Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 dahin auszulegen ist, dass er der Finanzierung des dort
erwahnten gerechten Ausgleichs durch den allgemeinen Staatshaushalt nicht entgegensteht.

Zur zweiten Vorlagefrage

54. Mit seiner zweiten Vorlagefrage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 5
Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie dahin auszulegen ist, dass er dem entgegensteht, dass der Betrag des
dort genannten Ausgleichs innerhalb der vorab fiir jedes Haushaltsjahr festgelegten Haushaltsgrenzen
festgelegt wird, ohne dass bei dieser Festlegung die Hohe des geschitzten Schadens der Rechtsinhaber
beriicksichtigt wird. Der innerstaatliche rechtliche und tatsdchliche Kontext dieser Frage ist der
folgende.

55. Was erstens den rechtlichen Kontext betrifft, bestimmen das Kénigliche Gesetzesdekret 20/2011°
sowie das Konigliche Dekret 1657/2012%, dass der Ausgleich fiir die Ausnahme fiir Privatkopien auf
der Grundlage einer Schitzung des den Rechtsinhabern entstandenen Schadens berechnet wird. Nach
diesem Koniglichen Dekret 1657/2012°* wird die Hohe des Ausgleichs in einer Ministerialverordnung
in den fiir jedes Haushaltsjahr festgelegten Haushaltsgrenzen bestimmt. Wie ich bereits ausgefiihrt
habe, ist eben dieses Konigliche Dekret 1657/2012 Gegenstand der Nichtigkeitsklage im
Ausgangsrechtsstreit. Ich teile somit nicht die Zweifel, die die Kommission hinsichtlich der
Erheblichkeit der zweiten Vorlagefrage fiir die Entscheidung im Ausgangsverfahren zu haben scheint.
Wenn namlich das vorlegende Gericht die Giiltigkeit des Koniglichen Dekrets 1657/2012 beurteilen
muss, so muss es dies im Hinblick auf das nationale Recht, eine Frage, die uns hier nicht beschiftigt,
wie auch im Hinblick auf das Unionsrecht tun.

56. Was zweitens den tatsdchlichen Kontext betrifft, tragen die Klédgerinnen des Ausgangsverfahrens
vor, dass in den Jahren nach der Einfithrung des durch den Staatshaushalt finanzierten Ausgleichs die
fiir diesen Ausgleich zugeteilten Betriage sich auf etwas mehr als 8,6 Mio. Euro fiir das Haushaltsjahr
2013 und 5 Mio. Euro fiir das Haushaltsjahr 2014 beliefen, wihrend der Schaden der Rechtsinhaber auf
18,7 Mio. Euro bzw. auf 15,2 Mio. Euro geschitzt worden sei.

57. Es ist deshalb zu priifen, ob nach der Richtlinie 2001/29 der Mitgliedstaat, der beschliefit, die
Ausnahme fiir Privatkopien einzufithren und den Ausgleich fiir diese Ausnahme durch den
Staatshaushalt zu finanzieren, berechtigt ist, die Hohe dieses Ausgleichs so zu begrenzen, dass er nicht
den gesamten und nicht einmal den grofiten Teil des geschitzten Schadens der Rechtsinhaber wegen
dieser Ausnahme deckt.

58. Um auf diese Frage zu antworten, zogere ich nicht, mich auf die Rechtsprechung des Gerichtshofs
zur Ausnahme fiir Privatkopien zu berufen®. Wie ich im Rahmen der Wiirdigung der ersten Frage
ausgefiihrt habe, halte ich diese Rechtsprechung, soweit sie die Art der Finanzierung des Ausgleichs
fir die Ausnahme fiir Privatkopien betrifft, zwar nur bei Vorliegen eines Abgabesystems fiir erheblich.
Dagegen sind die Rechtsprechungsgrundsitze beziiglich des Ergebnisses, d. h. der vom Gesetzgeber
gewiinschten Wirkung des Ausgleichs, von der Art der Finanzierung dieses Ausgleichs unabhingig
und konnen also auf einen Ausgleich tibertragen werden, der durch andere Mittel finanziert wird.

36 — Zehnte Zusatzbestimmung, Nr. 3.

37 — Art. 3 Abs. 2. Siehe Nr. 8 der vorliegenden Schlussantrége.

38 — Art. 3 Abs. 1. Siehe Nr. 8 der vorliegenden Schlussantrage.

39 — Vgl. die angefiihrte Rechtsprechung, u. a. Fn. 15 der vorliegenden Schlussantrage.
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59. Dieser Rechtsprechung ist erstens zu entnehmen, dass der Begriff des gerechten Ausgleichs im
Sinne von Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 ein autonomer Rechtsbegriff des Unionsrechts
ist*. Die beiden Worter, die diesen Begriff bilden, sind deshalb in allen Mitgliedstaaten einheitlich
auszulegen. Was insbesondere das Wort ,gerecht® betrifft, so ist ein Mitgliedstaat nicht berechtigt,
einen Ausgleich als gerecht anzusehen, der nicht bestimmte Kriterien erfiillt, die insbesondere der
Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zur Auslegung der oben genannten Bestimmung der Richtlinie
2001/29 aufgestellt hat.

60. Zweitens ist entschieden worden, dass die Ausnahme fiir Privatkopien ein System umfassen muss,
das die Rechtsinhaber fiir den Schaden entschiddigen soll, der ihnen aufgrund dieser Ausnahme
entstanden ist*. Somit muss der gerechte Ausgleich als Gegenleistung fir den Schaden der
Rechtsinhaber angesehen und entsprechend diesem Schaden berechnet werden .

61. Drittens schliefilich ist die Pflicht zur Entschédigung fiir den Schaden, der aufgrund der Ausnahme
fir Privatkopien entstanden ist, fiir den Mitgliedstaat, der diese Ausnahme eingefiihrt hat, eine
Ergebnispflicht*.

62. Ein solcher Mitgliedstaat erfiillt also seine Pflicht aus Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29
nicht, wenn er kein System vorsieht, das tatsichlich den Schaden der Rechtsinhaber wegen
Privatkopien in Hohe dieses Schadens ausgleicht, der geméf3 den Regeln, die insoweit in diesem
Mitgliedstaat gelten, geschitzt wird. Dieser Ausgleich muss also zwangslaufig auf der Grundlage des
geschitzten Schadens berechnet werden und kann nicht von vornherein auf einen niedrigeren
Hochstbetrag begrenzt werden.

63. In einem System, das auf der Abgabe beruht, die auf die Gerdte erhoben wird, die das Anfertigen
von Privatkopien erlauben, kann gesagt werden, dass der Schaden der Rechtsinhaber zumindest
teilweise der Zahl der verkauften Gerite entspricht. Veranderungen beim Betrag, der als Abgabe
erhoben wird, stellen also den im Sinne der Richtlinie 2001/29 gerechten Charakter des Ausgleichs
nicht in Frage, denn diese Veranderungen spiegeln diejenigen bei der Schadenshohe wider.

64. In einem System, in dem der Ausgleich unmittelbar durch den Staatshaushalt finanziert wird,
besteht dieser notwendige Zusammenhang nicht. Die Hohe des Ausgleichs, der an den Rechtsinhaber
gezahlt wird, miisste also grundsitzlich der Hohe des geschitzten Schadens entsprechen, der diesen
wegen der Ausnahme fiir Privatkopien entstanden ist.

65. Insoweit iiberzeugt mich das Vorbringen der spanischen Regierung nicht, die Begrenzung der fiir
die Zahlung des Ausgleichs fiir Privatkopien vorgesehenen Mittel auf einen Betrag, der unter dem
geschitzten Betrag des Schadens des Rechtsinhabers liegt, wohne dem System der Haushaltsplanung
inne.

66. Erstens folgen in einem modernen Staat die Mehrheit der Ausgaben aus gesetzlichen
Verpflichtungen, ohne dass die genaue Hohe dieser Ausgaben zum Zeitpunkt des Erlasses des
Haushaltsgesetzes vorhersehbar ist. Es ist jedoch gesetzlich nicht mdglich, diese Zahlungen nicht zu
leisten, und das Haushaltssystem stellt Techniken bereit, die es erlauben, diese Verpflichtungen zu
erfiillen.

40 — Urteil Padawan (C-467/08, EU:C:2010:620, Rn. 37).

41 — Ebd. (Rn. 39).

42 — Ebd. (Rn. 40 und 42).

43 — Urteil Stichting de Thuiskopie (C-462/09, EU:C:2011:397, Rn. 34 und 39).
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67. Zweitens trifft es zwar zu, dass die Haushaltsausgaben im Voraus bestimmt werden miissen, diesen
Haushaltsansiatzen miissen aber genaue und zuverldssige Daten zugrunde liegen. Zu diesem Zweck ist
es insbesondere moglich, sich auf die Hoéhe der entsprechenden Kosten des vorangegangenen
Haushaltsjahrs zu stiitzen*.

68. Was das Vorbringen betrifft, das die spanische Regierung auf den Grundsatz der gesunden
Haushaltspolitik stiitzt, geniigt der Hinweis darauf, dass nach diesem Grundsatz fiir alle neuen
Vorschriften eine Studie {iber die wirtschaftlichen Auswirkungen und die Auswirkungen auf den
Haushalt durchgefiihrt werden muss. Wire eine solche Studie vor der Anderung des Systems der
Finanzierung des Ausgleichs fiir Privatkopien durchgefiihrt worden, hitten die spanischen Behorden
die fiir die Gewéhrleistung eines gerechten Ausgleichs erforderlichen Betrdge gekannt.

69. Somit ist es meines Erachtens durchaus mdglich, einen gerechten Ausgleich im Sinne von Art. 5
Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 in seiner Auslegung durch den Gerichtshof im Rahmen der
Finanzierung dieses Ausgleichs durch den allgemeinen Staatshaushalt zu gewdhrleisten. Fiir diesen
Ausgleich darf jedoch nicht im Voraus eine strikte Obergrenze in einer Hohe festgelegt werden, die
die Hohe des Schadens der Rechtsinhaber nicht ausreichend beriicksichtigt, wie er gemif} den im
nationalen Recht des betreffenden Mitgliedstaats insoweit geltenden Regeln geschitzt wird.

70. Folglich ist auf die zweite Frage zu antworten, dass Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29
dahin auszulegen ist, dass er dem entgegensteht, dass der Betrag des dort genannten Ausgleichs
innerhalb der vorab fiir jedes Haushaltsjahr festgelegten Haushaltsgrenzen festgelegt wird, ohne dass
bei dieser Festsetzung die Hohe des geschétzten Schadens der Rechtsinhaber beriicksichtigt wird.

Ergebnis

71. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor, auf die Vorlagefragen des Tribunal Supremo
(Oberster Gerichtshof) wie folgt zu antworten:

1. Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom
22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten
Schutzrechte in der Informationsgesellschaft ist dahin auszulegen, dass er der Finanzierung des
dort erwdhnten gerechten Ausgleichs durch den allgemeinen Staatshaushalt nicht entgegensteht.

2. Art. 5 Abs. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/29 ist dahin auszulegen, dass er dem entgegensteht, dass
der Betrag des dort genannten Ausgleichs innerhalb der vorab fiir jedes Haushaltsjahr festgelegten
Haushaltsgrenzen festgelegt wird, ohne dass bei dieser Festsetzung die Hohe des geschitzten
Schadens der Rechtsinhaber beriicksichtigt wird.

44 — Ein ganz einfaches Beispiel: Wenn der fiir die Finanzierung des Ausgleichs fiir Privatkopien vorgesehene Betrag im spanischen
Staatshaushalt 2014 auf der Grundlage des im Jahr 2013 geschitzten Schadens (wie wir gesehen haben 18,7 Mio. Euro) berechnet worden
wire, hitte er den im Jahr 2014 geschitzten Schaden (15,2 Mio. Euro) nicht nur decken kénnen, sondern es wire sogar ein Uberschuss
entstanden.

16 ECLILEU:C:2016:24



	Schlussanträge des Generalanwalts
	Einleitung
	Rechtlicher Rahmen
	Unionsrecht
	Spanisches Recht

	Der dem Rechtsstreit im Ausgangsverfahren zugrunde liegende Sachverhalt, das Verfahren und die Vorlagefragen
	Würdigung
	Die Ausnahme für Privatkopien als Institut des Urheberrechts
	Zur ersten Vorlagefrage
	Zur Auslegung der Richtlinie 2001/29
	Zur Rechtsprechung des Gerichtshofs
	Die Funktionsweise des Abgabesystems und seine Infragestellung im digitalen Umfeld
	Die Finanzierung des Ausgleichs durch den Staatshaushalt
	Antwort auf die erste Vorlagefrage

	Zur zweiten Vorlagefrage

	Ergebnis


